
Arbeitsmarkt deregulie-
ren, Tarifverträge liberali-
sieren: Unter den deut-
schen Freiberuflern gibt 
es viele, die Schutzbe-
stimmungen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit-
nehmer reduziert sehen 
wollen, allen voran ihre 
I n t e re s sensverbände. 
Seit ein paar Wochen 
gibt es jetzt die Nagelpro-
be in die andere Rich-
tung: Neben der großen 
Reform der Handwerks-
ordnung sollen auch an-
dere Freiberufler wie An-
wälte, Architekten, Ärzte 
und Gutachter in den frei-
en Wettbewerb entlassen 
werden. Das Geheul der 
Verbände ist enorm. So 
viel Reformeifer hatte 
man dann doch nicht ge-
wollt. 

Nur in Luxemburg und 
Deutschland wurden bis-
her Handwerker lieber vor 
Konkurrenz geschützt, 
als junge Handwerker 
und neue Dienstleistun-
gen zu fördern. Dabei ist 
jedem klar, dass in vielen 
Bereichen des Hand-
werks keine objektiven 
Gründe für den Meister-
zwang existieren, weil es 
um einfache Tätigkeiten 
geht. Hier geht es nur um 

die Verteidigung eines 
mittelalterlichen Systems 
zum Konkurrenzaus-
schluss. Politik darf in 
dieser Frage nicht klein 
beigeben. 

Und wir müssen auch an-
dere Fragen stellen: Ist 
die Absicherung der Ho-
norarhöhe von Anwälten 
gerechtfertigt? Ist das 
G u t a c h t e r - „ Monopol“ 
noch zu halten? Warum 
sollen Architekten und 
Ingenieure sich nichts 
preislich unterbieten dür-
fen? Brauchen wir wirk-
lich noch kassenärztli-
chen Vereinigungen? Wir 
sollten beim notwendigen 

Abbau von Beschäfti-
gungshürden in Deutsch-
land nicht vor den Grup-
pen Halt machen, in de-
nen viele zu den Besser-
verdienenden gehören. 

Schnell wird sich zeigen, 
dass die Wirtschaftsver-
bände wesentlich reform-
unfreudiger sind als die 
Gewerkschaften. Wenn 
es nämlich um die Privile-
gien ihrer Mitglieder geht. 
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Merkels Luftnummern – ein Kommentar von Marco Bülow, 

Zu den Aussagen der 
CDU-Vorsitzenden An-
gela Merkel zu  Kürzun-
gen der “Subventionen” 
für Windenergie erklärt 
der Berichterstatter für 
Erneuerbare Energie der 
S P D - B u n d e s t a g s -
fraktion, Marco Bülow: 
 
Die Aussagen von Ange-
la Merkel sind absolut 
falsch. Kürzungen bei 
der Windenergie bringen 
den Bundes- und Lan-
deshaushalten keinen 
einzigen zusätzlichen 
Cent. Dagegen verunsi-
chert das Gerede der 
CDU-Vorsitzenden und 
anderer Oppositionspoli-
tiker eine Zukunftsbran-
che, die selbst in der 
Krisenzeit viele Arbeits-
plätze geschaffen hat. 
Erneuerbare Energien 
werden eben nicht vom 
Staat subventioniert. Ei-
ne Einspeisevergütung 

sorgt dagegen dafür, 
dass die Mehrkosten 
des Stroms aus Wind-
energie verursacher-
gerecht auf die End-

verbraucher umgelegt 
werden. Dieser Mecha-
nismus hat der Zukunfts-
branche die nötige Start-
hilfe gegeben, um sich 
mittelfristig am Markt zu 
behaupten. Die dadurch 
erbrachte Förderung wird 
jetzt auch Schritt für 

Schritt zurückgefahren. 
Der Ausbau der gesam-
ten Erneuerbaren Ener-
gien kostet den deut-
schen Durchschnitts-

haushalt nur rund einen 
Euro pro Monat. Um-
weltbelastende Energien 
erhalten im Gegensatz 
dazu versteckte und of-
fene Subventionen, die 
den Steuerzahler weit-
aus mehr Geld kosten. 
 

Der von der Bundesre-
gierung beschrittene 
Weg wird mittlerweile 
von mehreren Staaten 
kopiert. Vor kurzem wur-
de die Förderung der Er-
neuerbaren Energien 
vom renommierten 
World Watch Institut als 
“vorbildlich” gelobt. 
 
Angela Merkels unquali-
fizierte Kritik an den Er-
neuerbaren Energien 
wird zur doppelten Be-
drohung. Nur bei einem 
deutlichen Umsteuern 
hin zu den Erneuerbaren 
Energien werden wir ei-
ne Klimakatastrophe ab-
wenden können. Zusätz-
lich gefährdet eine För-
d e r u n g s k ü r z u n g 
Deutschlands Rolle auf 
einem der wichtigsten 
globalen Zukunftsmärkte 
und damit allein 130.000 
A r b e i t s p l ä t z e  i n 
Deutschland. 

Reformbedarf in der beruflichen Bildung 
Eine starke Aufwertung der 
beruf lichen Bildungsab-
schlüsse muss das Ziel 
e i n e r  R e f o r m  d e r                       
beruflichen Bildung sein, 
die in dieser Legislaturpe-
riode abgeschlossen wer-
den soll. Das ist die zent-
rale Botschaft der heutigen 
Konferenz der SPD-
Bundestagsfraktion zum 
"Reformbedarf in der be-
ruflichen Bildung", an der 
250 Expertinnen und Ex-
perten aus Wirtschaft und 
Gewerkschaften, Berufs-
schulen, Politik und Ver-
waltung teilnahmen. 
Ziel der Reformen in der 
beruflichen Bildung ist es, 
mit modernen Berufsbil-
dern, einer Stärkung des 
dualen Systems und der 
verbesser ten Anerken-
nung beruflicher Bildungs-
abschlüsse die Berufsbil-

dung in Deutschland ins-
gesamt wieder attraktiver 
zu machen. 
Kein Bildungsabschluss, 
keine erworbene Qualifika-
tion und kein Schulbesuch 
darf in Deutschland künftig 
mehr in eine Sackgasse 
statt in Richtung lebensbe-
gleitenden Lernens und 
einer damit verbundenen 
Aufstiegsfortbildung mün-
den. Deshalb ist daran ge-
dacht, beispielsweise gut 
ausgebildeten Meisterin-
nen und Meistern fachbe-
zogen auch den Zugang zu 
Hochschulen und Universi-
täten zu öffnen, Leistungen 
in den Berufsschulen bes-
ser anzuerkennen und mit 
der Anerkennung von 
"Qualifizierungsbausteinen
" Anstrengungen bei der 
beruf l ichen Fortbildung 
besser zu honorieren. Aus-

serdem muss die 
berufliche Bildung 
insgesamt europa-
tauglicher gemacht 
werden. 
Über eine verstärkte 
Förderung von Aus-
b i ldungsverbünden 
sollen vor allem 
kle ine Unterneh-
men für die Ausbil-
dung junger Men-
schen gewonnen 
werden. 
Strittig war in der 
Diskussion die Fra-
ge der Finanzierung 
der beruflichen Bil-
dung. Von Seiten 
der Fraktion und der 
Bundesreg ierung 
w u r de deshalb 
nochmals unmiss-
verständlich klarge-
stellt: Wenn die 
Wirtschaft ihrer Ver-

pflichtung zur Ausbildung 
junger Menschen nicht 
nachkommt, gibt es - wie 
Bundeskanzler Schröder in 
seiner Regierungserklärung 
vom 14. März bekräftigt hat - 
gesetzlichen Handlungsbe-
darf. 


